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HSreeſetz Sammlung 
ur für die 


reußiſchen Staaten. 


i Königlichen 


Gr. 8300.) Geſeh, betteſſend die Ausführung der 98, 5, und 6, des Geſezes vom 30 April 
135873. wegen der Dotation der Provinzial und Kreisverbände. Vom 
8. Juli 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen zur Ausführung der Vorſchriften in den $$. 5. und 6. des Geſetzes 
vom 30. April 1873., betreffend die Dotation der rovinzial⸗ und Kreisver⸗ 
bände (GeſetzSamml. S. 187), mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, 
was folgt: 

5 §. 1. 

Behufs Ausſtattung mit Fonds zur Selbſtverwaltung wird den Provin⸗ Ueberweiſung einer 
zialverbänden von Preußen, Brandenburg Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, 4 480000 Thaler) 
Schleswig⸗Holſtein, Weſtfalen und der Rheinprovinz, den Stadtkreiſen Berlin 15,440,000 Mark 
und Frankfurt a. M., dem Landes⸗Kommunalverbande der Se chen I en Pre 
Lande und dem Provinzialverbande von Hannover für das demſelben durch die vinzialverbände und 
beiden Geſetze vom 23. März 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 107. und 119.) einver⸗ Landesteile. 
leibte Jadegebiet, außer der zu dieſem Zwecke durch das Geſetz vom 30. April | 
1873. zur eis geſtellten Summe von jährlich 6,000,000 Mark (2 Mil⸗ 
lionen en eine fernere Summe von jährlich 7,440,000 Mark (2,480,000 
Thaler) aus den Einnahmen des Staatshaushalts, unter Uebertragung der ent⸗ 
ſprechenden Ausgabeverpflichtungen, überwieſen. 


9 2 


Die Vertheilung der im $. 1. gedachten Geſammtſumme von 13,440,000 
Mark erfolgt zu einer Hälfte nach dem Maßſtabe des Flächeninhaltes, zur an⸗ 
deren Hälfte nach dem Maßſtabe der Zahl der Civilbevölkerung, wie ſolche durch 
die Volkszählung im Dezember 1875. feſtz eſtellt wird. Die hiernach auf die 
einzelnen Kommunalverbände entfallenden Jahresrente werden durch Königliche 
Verordnung feſtgeſtellt. Bis zu der nach Maßgabe derſelben zu bewirkenden 
Ausgleichung erhalten vorläufig an Jahresrenten: 

Jahrgang 1875. (Nr. 8360.) 72 1) der 


% 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Juli 1875, de e, u ,, 
; Dez 6: . 1 * 


Pie wur, 7, 73 


1 NE 7424 TER Fa , 


F 


1) der Provinzialverband von Preußen 2,465,166 Mark, 
29566 . Brandenburg 1,539,531 ⸗ 
Se . Pommern 1,131,114 
4). » . Poſen 1818 1,160,073 
5) . Schleien ene ds. 2,081,058 
6) 5 Seen 229,319 
7) : . „ Schleswig⸗Holſtein ... 730581 
. 8) > . „ Weſtfalenn 1,017%85 
9) = der Rheinprovinz i ee 
JVVVVVVVVVVVVVVVc c ĩ ĩ 264,897 
11) 95 Frankf oe M ?ð?t?“?;])“ 36,090 „ 
12) = Landesfommunalverband der Hohenzollernſchen 
One 3E ET ERETIRBITIT IE EIN 47,865 
13) „ Provinzialverband von Hannover für das dem⸗ 
ſelben einverleibte Jadegebiet 1/266 


§. 3 


8 Auetberweiſung der in Außer den im H. 2. feſtgeſtellten Jahresrenten werden den ebendaſelbſt 


87 e, Ge Kommunalverbänden aus den Kapitalbeſtänden des gemäß F. 5. des 


1874. und 1875. zins. RD 
Bar hefepten Otations, eſetzes vom 30. April 1873. gebildeten Fonds folgende Summen nebſt den 


onde an die nen aus, auf dieſelben entfallenden Antheilen an den, den Kapitalien bis zu dem Zeit⸗ 
zuſtattenden Provin⸗ a 0 : 1 , 
zialverbände und punkte ihrer Ueberweiſung ($. 17.) zugewachſenen Zinſen überwiefen: 


e 1) dem Provinzialverbande von Preußen 2,085,696 Mark, 
2 . Brandenburg 1,172,106 
3) >» . „ Pommern 990,513 
40 . „ Poſen z; 1,546,011 
5) > . 2 Schleſſen sn her 1,748,493 
6) » - 7% Sachſen nn 1,037,646 = 
15 . 5 » Odleswig- Holftein. .......952,929 - 
8 . % Weſtfalen ee e 1,363,284 
999 5 der Rheinprovinz 2,326,635 
100 Stadtkreiſe Berlin n Rakete: 345,519 
11) a Frankfüntt a MMM el 47,079 
12) „ Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen 
Linde 62,433 
13) Provinzialverbande von Hannover für das Jade⸗ 
gebiet aan. 10. Au Ubi. t due 1,656 » 
$. 4. 
Verwendungszwetke der Die Ueberweiſung der in den §§. 2. und 3. gedachten Summen an die 


den Prsvinsiallerben im H. 2. unter Nr. 112. genannten Kommunalverbände erfolgt zur Verwen⸗ 
den und Landestheilen dung für folgende Zwecke: \ ; 
ane 1) Fürſorge für den Neubau von chauſſirten Wegen und Unterſtützung des 

Gemeinde- und Kreiswegebaues, g 

2) Beförderung von Landesmeliorationen, ſoweit fie nn Zweck und Umfang 

eine nicht über das provinzielle Intereſſe hinausgehen ee 

e⸗ 


3) Beſtreitung der Koſten des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens, be 
ziehungsweiſe Gewährung von Beihülfen hierzu an die Landarmen⸗ 
. verbände, 
. 4) Fürſorge beziehungsweiſe Gewährung von Beihülfen für das Irren⸗, 
Taubſtummen⸗ und Blindenweſen, 
1 5) Unterſtützung milder Stiftungen, Rettungs-, Idioten⸗ und anderer Wohl⸗ 
4 thätigkeitsanſtalten, 
6) Leiſtung von Zuſchüſſen für Vereine, welche der Kunſt und Wiſſenſchaft 
dienen, desgleichen für öffentliche Sammlungen, welche dieſe Zwecke ver⸗ 
g folgen, Erhaltung und Ergänzung von Landesbibliotheken, Unterhaltung 
M von Denkmälern, f 
Mu 7) für ähnliche im Wege der Geſetzgebung feſtzuſtellende Zwecke. 
. Soweit ad 1. die Staatsregierung zur Ausführung von Chauſſeebauten 
für Rechnung der Staatskaſſe oder zur Unterſtützung von anderen als Staats⸗ 
Chauſſeebauten ſich verpflichtet hat, muß der betreffende Kommunalverband auf 
Verlangen der Staatsregierung in dieſe Verpflichtungen eintreten. 
5 Ergeben ſich bei den zu Neu⸗ und Umbauten der Staatschauſſeen, ſowie 
zu Prämien für Chauſſee⸗Neubauten im Staatshaushalts⸗Etat ausgeſetzten Fonds 
Erſparniſſe, fo find dieſelben unter die im §. 2. genannten Kommunalverbände 
nach dem daſelbſt angegebenen Maßſtabe zu vertheilen. 


$. 5. 
Außerdem find zugleich beſtimmt: 

I. die den Provinzialverbänden (§. 2. Nr. 1. bis 9.) überwieſenen Summen: 
zur Beſtreitung der Koſten des Provinziallandtages und der Pro⸗ 
eee mit Einſchluß der Koſten der Verwaltungsgerichte, 
beziehungsweiſe der Deputationen für das Heimathsweſen, ſoweit 
dieſe Koſten den Provinzialverbänden zur Laſt fallen. Auch können 
daraus Beihülfen an die Kreiſe zur Durchführung der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872. gewährt werden; 


II. die dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande überwie⸗ 
ſenen Summen: 
zur Beſtreitung der Koſten des Kommunallandtages und der Landes⸗ 
1 mit Einſchluß der Koſten des Verwaltungs⸗ 
falle, „ſoweit die letzteren dem Landeskommunalverbande zur Laſt 
allen. f 


§. 6. 


Die dem Provinzialverbande von Hannover für das Jadegebiet durch die 

F. 2. und 3. überwieſenen Summen find zu den in dem $ 1. des Geſetzes 

vom 7. März 1868., betreffend die Ueberweiſung einer Summe von jährlich 

500,000 Thalern an den provinzialſtändiſchen Verband der Provinz Hannover 
(Geſetz-Samml. S. 223.), aufgeführten Zwecken zu verwenden. 

Q. 8360.) 2.5 SL, 


a ’ — 500 — 


i N ö | 8. 5 75 
e Folgende Inſtitute werden, unter Uebertragung aller dem Staate bezüglich 
haltung mehrerer bis, derſelben und der dazu gehörigen Vermögensobjekte zuſtehenden Rechte und 
ber von den Staats obliegenden Verpflichtungen, den nachſtehend genannten Provinzialverbänden zur 


behörden verwalteten 


Irren, Taubſtummen⸗ Verwaltung und Unterhaltung überwieſen: 
St ilten 3 en I. dem Provinzialverbande von Preußen: 
Auzitwerbende, 1) die Taubſtummenanſtalt zu Königsberg, 
i 2) das Königliche große Hofpital im Löbenicht zu Königsberg; 
II. dem Provinzialverbande von Pommern: 
1) das Hoſpital St. Petri zu Stettin, 
2) das Königliche Waiſenhaus zu Stargard, 
3) das Gertruder Hoſpital zu Treptow a. d. Tollenſe, 
4) das Hoſpital St. George zu Treptow a. d. Tollenfe; 
III. dem Provinzialverbande von Sachſen: 
® die Landwaiſenanſtalt bei Langendorf; 
IV. dem Provinzialverbande von Schleswig⸗Holſtein: 
1) die Irrenanſtalt zu Schleswig, 
2) das Taubſtummeninſtitut zu Schleswig 


V. dem Provinzialverbande von Weſtfalen: 
die Taubſtummenanſtalten zu Büren, Soeſt, Langenhorſt und 
Petershagen. 8 
85 


Uebereignung des Die durch die Königliche Botſchaft am 7. April 1847. und den Abſchied 
Fe prollaggaerbande an die zum Vereinigten Landtage verſammelten Stände vom 24. Juli deſſelben 
der acht älteren Pro. Jahres zur Errichtung von Hülfskaſſen in den Provinzen Preußen Branden⸗ 
„ burg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtfalen und der Rheinprovinz 
zinsfrei gewährten Fonds von zuſammen zwei Millionen Thaler in Staats⸗ 
ſchuldſcheinen und 500,000 Thaler baar werden unter Aufhebung des bei der 
Gewährung gemachten Vorbehalts wegen Zurückziehung derſelben bei nicht 
ſtatutenmäßiger Verwendung oder nach erfolgtem Anwachſen derſelben auf das 
Doppelte, den betreffenden Provinzialverbänden, vorbehaltlich der zwiſchen ein⸗ 
zelnen Provinzialverbänden wegen Nichtübereinſtimmung ihrer Grenzen mit den 
Grenzen der jetzigen kommunalſtändiſchen Verbände vorzunehmenden Auseinander⸗ 
ſetzung, als ein ihnen gehöriges Vermögen überwieſen. Für die Auseinander⸗ 

ſetzung gelten die Beſtimmungen des $. 3. der Provinzialordnung. 
Die Verwaltung dieſer Fonds verbleibt bis auf Weiteres den jetzt mit der 

Verwaltung beauftragten Kommunal- und Propinzialverbänden. 


$. 9. 
Den Vertretungen der im F. 8. Abſ. 2. genannten Verbände ſteht die 
freie Verfügung über den geſammken Zinsgewinn der Hülfskaſſen zu gemein⸗ 
nützigen 


* F EL RE lat FAT EUER a a * 
„%% | 


nützigen Zwecken im Intereſſe dieſer Verbände zu, während die ee 
Dotationsfonds, ſowie die denſelben bisher hinzugewachſenen Kapitalbeſtände, als 
Kapitalbeſtand zur Gewährung von Darlehnen zu erhalten ſind. i 
§. 10. 5 
9 Die für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Weſtfalen und Uebereignung der Pro- 
die Rheinprovinz beziehungsweiſe für einzelne Theile derſelben gegründeten Pro⸗ fene ere 
vinzial⸗Meliorationsfonds werden den Verbänden dieſer Provinzen, ſoweit ihnen vinzialverbände der 
dieſelben noch nicht eigenthümlich gehören, übereignet. älteren Provinzen. 
Ebenſo geht die Verwaltung und Verwendung dieſer Fonds, ſoweit die⸗ 
ſelbe bisher den Behörden des Staates zuſtand, auf die gedachten Provinzial⸗ 
verbände über. Die Fonds ſind zu Darlehnen für dauernde Bodenverbeſſerungen 
aller Art in denjenigen Landestheilen zu verwenden, für welche ſie nach den zur 
Zeit beſtehenden Einrichtungen beſtimmt ſind. 
Außerdem dürfen Bewilligungen erfolgen zu Waldanlagen, Obſtbaum⸗ 
plwantagen und ſonſtigen Baumpflanzungen, zu Verbeſſerungen des Wirthſchafts⸗ 
betriebes u. ſ. w. 
ii Ueber den Zinsgewinn der Meliorationsfonds ſteht den Provinzialverbänden 
die freie Verfügung zu. b 


. 11. 


Die in Ausführung des Geſetzes vom 30. Juni 1841. (GeſetzSamml. Uebereignung der 
S. 285.) in der Provinz Schleſien angeſammelten Fonds werden, unter Auf⸗ ber 
hebung der für die drei Regierungsbezirke dieſer Provinz beſtehenden Viehver⸗ Provinialverband von 
ſicherungs⸗Geſellſchaften, dem Provinzialverbande von Schlefien zur Verwaltung Ste 
und Verwendung im Intereſſe der Aindviehzucht derjenigen Bezirke, für welche 


5 dieſe Fonds angeſammelt ſind, überwieſen. 


$. 12. 


Die bisher vom Staate zu Beihülfen und Prämien für Hebammen und neberweiſung von Zu 

Hebammenzöglinge geleiſteten Zuſchüſſe werden den betheiligten Kommunalver⸗ besehen e 
bänden überwieſen. Demgemäß erhöhen ſich die dieſen ü zelne Provinzialver⸗ 

nach F. 2. dieſes Geſetzes, de en ud nach F. 1. des Geſetzes vom 7. März . 

1868. (Geſetz Samml. S. 223.) aus den Einnahmen des Staatshaushalts zu 

gewährenden Jahresrenten für den Provpinzialverband von arge um die 

Summe von jährlich 1641 Mark, für den Propinzialverband von Hannover 

um die Summe von jährlich 60 Mark, für den Provin, ialverband der Rhein⸗ 

provinz um die Summe von jährlich 930 Mark, für ji Stadtkreis Frank⸗ 

furt a. M. um die Summe von jährlich 1200 Mark, für den Landeskommunal⸗ 

verband der Hohenzollernſchen Lande um die Summe von jährlich 258 Mark. 


§. 13. 


Folgende Hebammenlehrinſtitute werden unter Uebertragung aller dem Uebertragung ber der, 
Staate bezüglich derſelben und der dazu gehörigen Vermögensobjekte zuſtehenden ha 109 Seb. 
Rechte und obliegenden Verpflichtungen und unter Gewährung der aus der ammerlerinſtut, an 


(Nr. 8360.) Staats⸗ die Provinzial⸗ 


verbände. 


Sthaatskaſſe bisher geleifteten Zuſchüſſe, den nachſtehend genannten Provinzial⸗ 
verbänden zur Verwaltung und Unterhaltung überwieſen: | 
1) dem Provinzialperbande von Preußen: n 775 
die Hebammenlehrinſtitute zu Gumbinnen und Danzig mit einem 
Zuſchuſſe von jährlich 18,645 Mark; 
2) dem Provinzialverbande von Brandenburg: 
das Hebammenlehrinſtitut zu Frankfurt a. d. O. mit einem Zuſchuſſe 
von jährlich 7548 Mark; 
3) dem Provinzialverbande von Pommern: 
das Hebammenlehrinſtitut zu Stettin mit einem Zuſchuſſe von jähr⸗ 
lich 9090 Mark; 
4) dem Provinzialverbande von Poſen: 
das Hebammenlehrinſtitut zu Poſen mit einem Zuſchuſſe von jähr⸗ 
lich 6819 Mark; 
5) dem Provinzialverbande von Schleſien: 
die Hebammenlehrinſtitute zu Breslau und Oppeln mit einem Zu⸗ 
ſchuſſe von jährlich 18,663 Mark, 
6) dem Provinzialverbande von Sachſen: 
die Hebammenlehrinſtitute zu Magdeburg, Wittenberg und Erfurt 
mit einem Zuſchuſſe von jährlich 17,319 Mark; 
7) dem Provinzialverbande von Hannover: 
die Hebammenlehrinſtitute zu Hannover, Hildesheim, Celle, Osna⸗ 
brück und Aurich mit einem Zuſchuſſe von jährlich 38,214 Mark; 
8) dem Provinzialverbande von Weſtfalen: a 
das Hebammenlehrinſtitut zu Paderborn mit einem Zufchuffe von 
jährlich 3,342 Mark. i 
Die den vorgenannten Provinzialverbänden nach §. 2. dieſes Geſetzes, be⸗ 
ziehungsweiſe nach & 1. des Geſetzes vom 7. März 1868. (Geſetz⸗Samml. 
S. 223.) aus den Einnahmen des Staatshaushalts zu gewährenden Jahres⸗ 
renten werden demgemäß um die angegebenen Beträge der bisher zur Unter⸗ 
haltung der Hebammenlehrinſtitute aus der Staatskaſſe geleiſteten Zuſchüſſe 
erhöht. a 
Ebenſo erhöht fi die dem Provinzialverbande der Rheinprovinz nach 
F. 2. dieſes Geſetzes au gewährende Jahresrente um den Betrag desjenigen Zu⸗ 
ſchuſſes, welcher bisher in Höhe von 4972 Mark 50 Pfennigen zur Unter⸗ 
haltung des Provinzial⸗Hebammenlehrinſtituts zu Cöln aus der Staatskaſſe ge⸗ 
leiſtet worden iſt. 11 
§. 14. 


“ee 


| Skalen ai 2. zug dc 
Die Unterftüßung niederer landwirthſchaftlicher Lehranſtalten (Ackerbau⸗, Urdertragung ber Ver. 


> waltung und Alnter- 


; Obſtbau⸗, Wieſenbau⸗ u. ſ. w. Schulen) erfolgt unter Ueberweiſung der aus galtung der Uterbaw, 
der Staatskaſſe im Jahre 1875. geleiſteten Zuſchüſſe vom 1. Januar 1876. ab Wiesen und Osftbau 


ſchulen an die Pro- 


durch die im F. 20. h Kommunalverbände. din dla ban 


a Zugleich erhöhen ſich die den einzelnen Verbänden nach $.;2. dieſes Ge⸗ 
ſetzes beziehungsweiſe §. 1. des Geſetzes vom 7. März 1868. und des Geſetzes 
vom 11. März 1872, zu gewährenden Jahresrenten um diejenigen Beträge, 
welche im Jahre 1875. zur Unterſtützung derartiger Schulen innerhalb der ein⸗ 
zelnen Kommunalverbände aus der Staatskaſſe gezahlt worden find, wogegen 
ie für dieſe Schulen vertragsmäßig beſtehenden Verpflichtungen des Staates 
auf die betreffenden Kommunalverbände übergehen. 


$. 15. 


ö Den Provinzialverbänden von Preußen, Brandenburg, Schleſien, Sachſen, Ueberweifung von 
‘ an Weſtfalen und der Rheinprovinz, ſowie dem Kommunalverbande des Hie Fee 
egierungsbezirks Wiesbaden werden die in der Anlage verzeichneten Staats⸗ verbände: 
nebenfonds des Miniſteriums des Innern zur Verwaltung und Verwendung 

mit allen bisher der Staatsverwaltung hinſichtlich dieſer Fonds zuſtehenden 


Rechten und obliegenden Verpflichtungen überwieſen. 


$. 16. | . 


Es erhält ferner aus den Einnahmen des Staatshaushalts: Erhöhung der Renten 
des Provinzialverban⸗ 


5 I) der Provinzialverband von Hannover zur Gewährung von Zuſchüſſen bes von Hannover und 
8 für Armen⸗ und Wohlthätigkeitsanſtalten eine Summe von jährlich des den dagen 
5 1170 Mark, bezirks Wiesbaden qu d 
2) der Kommunalverband des Regierungsbezirks Kaſſel für Zwecke der e, 
Armenpflege eine Summe von jährlich 2850 Mark, 
3) der Kommunalverband des Regierungsbezirks Wiesbaden zur Gewährung 
von Zuſchüſſen für Blinden⸗ und Krankenanſtalten eine Summe von 
jährlich 2400 Mark. 
Die dem e von Hannover und dem Kommunalverbande 
des en iesbaden nach dem Geſetze vom 7. März 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 223.), beziehungsweiſe dem Geſetze vom 11. März 1872. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 257), zu gewährenden Jahresrenten werden demgemäß um die vor⸗ 
angegebenen Beträge erhöht. | 


$. 17. 


| Die Ueberweiſung ſämmtlicher Fonds und Renten an die in den $$. I. ff. Zeitpunkt der Ueber 
gedachten Kommunalverbände erfolgt am 2. Januar 1876, beziehungsweiſe vom weng Renten 
1. Januar 1876. ab. i 

{ Von letzterem Zeitpunkte ab gehen zugleich auf die betreffenden Kommunal⸗ 
verbände die ihnen durch dieſes Geſetz auferlegten Verpflichtungen über. 

Hr. 8300) Die 


5 
ee ee 
8 e . 


ee, 


Jene. 
ES 


Uebertragung der Ver⸗ 


waltung und Unter 

haltung der Staatd- 

Chauſſeen an die Pro⸗ 
vinzialverbände ac. 


jur auun 


a nt ga 


techniſchen 
Da Herre und derjenigen chauſſirten Straßen übertragen, welche aus den den 
ekreffenden Kommunalverbänden Durch dieſes Geſetz, beziehungsweiſe durch die 


. N e 

Die bei dem im F. 3. gedachten Fonds vorhandenen Effekten werden in 
Anrechnung auf die für jeden der betheiligten Kommunalverbände ſich ergebende 
Summe nach dem Kurs der Berliner Börſe vom 2. Januar 1876. überwieſen. 


§. 18. 


Den Provinzialverbänden von Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen, Schleswig⸗Holſtein, Hannover, Weſtfalen und der Rhein⸗ 
provinz, den Kommunalverbänden der Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden, 
den Stadtkreiſen Berlin und Frankfurt a. M. und dem Landeskommunalver⸗ 
bande der Gee, eo Lande wird ferner die Verwaltung, einſchließlich der 


auleitung, ſowie die Unterhaltung der hereits Wee e Staats⸗ 


rüheren Dotationsgeſetze überwieſenen Fonds ausgebaut werden und nicht in 
be ln und Unterhaltung an Dritte übergehen 
Zugleich mit der Unterhalkung der bereits ausgebauten Staatschauſſeen 
geht das Eigenthum an denſelben nebſt allen Nutzungen und Pertinenzien ein⸗ 
ſchließlich der Chauſſeewärter⸗ und Einnehmerhäuſer auf die Kommunalver⸗ 
bände über. 5 
— Den Provinzialverbänden bleibt es überlaſſen, die Verwaltung und Unter- 
haltung der ihnen überwieſenen Staatschauſſeen auf engere Kommunalverbände 
nach Maßgabe der mit denſelben zu treffenden Vereinbarung zu übertragen. 
Eine ſolche Uebertragung muß erfolgen hinſichtlich derjenigen Straßen⸗ 


ſtrecken, welche der Staat auf Grund des F§. 9. der Verordnung vom 16. Juni 
1838. (Geſetz Samml. S. 353.) übernommen hat, ſofern es die betheiligte Stadt⸗ 


gemeinde verlangt. Kommt über den zu dieſem Zweck auszuſondernden Antheils 
an der Provinzialdotation zwiſchen dem Provinzialverband und der betreffenden 
Stadtgemeinde eine Vereinbarung nicht zu Stande, ſo entſcheidet das Oberver⸗ 
waltungsgericht über die Höhe der zu gewährenden jährlichen Geldrente nach 
Verhältniß der aufzuwendenden Koſten. a 

Die Verwaltung und Unterhaltung derjenigen Staatschauſſeen, deren 
Koſten bisher aus berg⸗ oder forſtfiskalſchen Fonds beſtritten ſind, verbleibt 
auch fernerhin dem Staate. 

§. 19. 


Die der Staatsbauverwaltung nach geſetzlichen Beſtimmungen obliegenden 
Verpflichtungen zur Leitung der Neu⸗ und Unterhaltungsbauten hinſichtlich der 
chauſſirten oder unchauſſirten Straßen außer den Staatschauſſeen gehen gleich⸗ 
falls auf die betreffenden Kommunalverbände über. Daſſelbe gilt von den der 
Staatsbauverwaltung den Provinzial⸗ und Bezirksſtraßen gegenüber obliegenden 


Verpflichtungen. 
$. 20. 


Für die Uebernahme der Verwaltung und Unterhaltung der Staats⸗ 
chauſſeen einſchließlich der Koſten der Beſoldung und Penſionirung des für die 
obere Leitung der Neu⸗ und Unterhaltungsbauten, ſowie für die Beaufſichtigung 
der Chauſſeen neu anzuſtellenden, beziehungsweiſe ſchon vorhandenen Beamten⸗ 

per⸗ 


— 


. 
8 


„ 


perſonals wird den im §. 18. genannten Kommunalverbänden eine Jahresrente 


von 19 Millionen Mark gewährt. Von dieſer Rente erhalten: g 


1) der Provinzialverband von Preußen 1,581,840 Mark, 
2 - + „ Brandenburg............ 940,400 
3) err 656,540 
4) u r 401,520 
50 . eee, er en 1,522,170 
6) 3 2 7 achſen 33 1,549,510 : 
10 : Schleswig -Holitein ..... .. 1,001,690 = 
8) 2 Hannover leinſchließlich des 

Jadegebiets )) 1,896,890 + 
100 Westfalen 1,746,340 


10) 5 Kommunalverband des Regierungsbezirks Kaſſel. 171/110 


EL) 4; . : Wiesbaden 639,598 
12) Stadtkreis Frankfurt a. Mm. 114,072 
13) Provinzialverband der Rheinprovin 1,605,850 - 
14) Stadtkreis Berlin.. „„ 160,500 = 
15) - Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen 
J¶ũ en EAN: 111/970 
15,000,000 Mark. 


Der Reſt der 4 Millionen Mark wird auf die vorgenannten Kommunal⸗ 
verbände nach dem Maßſtabe und den Vorſchriften im F. 2. dieſes Geſetzes 
vertheilt; bis zu dem Erlaß der hierin vorgeſehenen Königlichen Verordnung 
wird der Vertheilung vorläufig die Volkszählung vom Dezember 1871. zum 
Grunde gelegt. 

Die den Kommnmmalverbänden nach $. 2. dieſes Geſetzes, beziehungsweiſe 
nach F. 1. des Geſetzes vom 7. März 1868. (Geſetz⸗Samml. S. 223.) und des 


Geſetzes vom 11. März 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 157.) zu gewährenden Jahres⸗ 


renten werden demgemäß um die angegebenen Beträge erhöht. 


le 

Die dem Staate nach dem Patente vom 27. Dezember 1865., betreffend 
verſchiedene Abänderungen der Vorſchriften der Wegeordnung über die Inſtand⸗ 
ſetzung und Unterhaltung der Nebenlandſtraßen und die 1806 der 
Nebenwege (Verordnungsblatt für das Herzogthum Holſtein, 1866. S. 1. ff.), 
obliegenden Verpflichtungen zur theilweiſen Erſtattung der Baukoſten und zur 
Uebernahme der ausgebauten Nebel ande en im 2 Herzogthum Holſtein 
ehen auf den Provinzialverband von Schleswig⸗Holſtein über. Demſelben wird 
hierftir, unter Anrechnung auf die ihm nach F. 20. zufallende Rente, der von 
dem früheren Herzogthum Holſtein aufzubringende Landesbeitrag zur Unterhaltung 
der Staatschauſſeen und der auf die Staatskaſſe übergehenden Nebenlandſtraßen 
im Betrage von 66,300 Mark überwieſen. 

Bis zu einer Auseinanderſetzung zwiſchen den Herzogthümern Schleswig 
und 1 mit Bezug auf das aus dem erwähnten Patent entſpringende Ver⸗ 
hältniß ruht die Verpflichtung des Provinzialverbandes zur theilweiſen Er⸗ 
ſtattung der Baukoſten und zur Uebernahme ſolcher neu ausgebauten Neben⸗ 
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ee 
landſtraßen im Herzogthum Holſtein, deren Baupläne nicht bereits bei Erlaß 
dieſes Geſetzes die regierungsſeitige Genehmigung erhalten haben. 

Desgleichen werden dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen 
Lande die Beiträge, welche von den Gemeinden und Markungsbeſitzern zur An⸗ 
legung und Unterhaltung der unmittelbaren, bezw. der Staatsſtraßen nach dem 
F. 2. des Sigmaringiſchen Geſetzes über die Theilnahme an den Straßenbau⸗ 
koſten vom 6. Juni 1840. (Sammlung der Sigmaringiſchen Geſetze 1840. 
S. 228. ff.) und dem F. I. des Hechingiſchen Geſetzes vom 16. Auguſt 1842., 
betreffend die Uebernahme ſämmtlicher mit der Anlage und Unterhaltung der 
Staatsſtraßen verbundenen Koften auf die Fürſtliche Staatskaſſe (Verordnungs⸗ 
und Intelligenzblatt 1842. S. 321 ff.), zu zahlen ſind, im Betrage von 
21,160,8 Mark, gleichfalls unter Anrechnung auf die im F. 20, angegebene Rente 
überwieſen. 5 

Die dem Staate nach dem F. 11. des Geſetzes vom 2. Oktober 1862., 
betreffend die Erbauung chauſſirter Verbindungsſtraßen (Verordnungsblatt für 
Naſſau 1862. S. 176. ff.), obliegende Verpflichtung zur Unterhaltung der dem 
Verkehr übergebenen Straßen geht auf den Kommunalverband des Regierungs⸗ 
bezirks Wiesbaden über. 

$. 22. 

Die Verwaltung und Unterhaltung der Staatschauſſeen geht auf die im 
§. 18. aufgeführten Kommunalperbände vom 1. Januar 1876. ab über. 

N Von demſelben Zeitpunkte ab erfolgt die Ueberweiſung der im §. 20. an⸗ 
gegebenen Renten. Desgleichen gehen von dieſem Zeitpunkte die ſämmtlichen 


Verpflichtungen, welche dem Staate gegenüber dem angeſtellten Chauſſee⸗Auf⸗ 
ſichtsperſonale obliegen, auf die betreffenden Kommunalverbände über. 


. 23. 


Sofern die erforderlichen adminiſtrativen und techniſchen Organe von den 
betreffenden Kommunalverbänden bis zum 1. Januar 1876. nicht beſchafft 
werden können, wird die Verwaltung der im F. 22. gedachten Chauſſeen einſt⸗ 
has jedoch längſtens bis zum 1. Januar 1878., durch den Staat fort⸗ 
geführt. 

Die Koſten der Verwaltung, einſchließlich der ae ten der Chauſſeen, 
werden aus den den einzelnen Kommunalverbänden durch den $. 20. überwieſenen 
Renten beſtritten. 

Ebenſo wird in dem vorbezeichneten Zeitraum bis zum a der 
Chauſſeebauverwaltung auf die Kommunalverbände die Ausführung derjenigen 
En zu denen die Staatsregierung ſich verpflichtet hat (§. 4. Alin. 2.) 
oder die von den Vertretungen der im §. 18. gedachten Kommunalverbände neu 
beſchloſſen worden ſind, durch die ſtaatlichen Organe bewirkt. 

Die Koſten dieſer Chauſſeebauten, ingleichen die Unterſtützungen von an⸗ 
deren als Staatschauſſeebauten, welche bereits zugeſichert ſind oder neu zugeſichert 
werden, find aus den Summen zu beſtreiten, welche den betreffenden Kommunal⸗ 
verbänden zu dieſen Zwecken überwieſen worden ſind. 5 2 
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Die durch §. 8. des Hannoverſchen Chauſſeebaugeſetzes vom 20. Juni 1851. 
dem Königlichen Miniſterium des Innern gewährte Ermächtigung, andere 
Straßen in die Klaſſe der Staatschauſſeen aufzunehmen und aufgenommene aus 
dieſer zu entfernen, wird aufgehoben. b | 
§. 25. 

Die näheren Beſtimmungen über die Verwaltung der in dieſem Geſetze 
genannten Provinzialinſtitute und Verwaltungszweige werden durch beſondere 
von den Vertretungen der betreffenden Kommunalverbände zu erlaſſende Negle- 
ments getroffen. 

Dieſe 1 e bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des $. 120. der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen. 

Vis zum Erlaſſe dieſer Reglements bleiben die beſtehenden Verwaltungs— 
vorſchriften in Kraft. 

Die Verwaltung der den Stadtkreiſen Berlin und Frankfurt a. M. durch 
dieſes Geſetz übertragenen Fonds und Verwaltungszweige erfolgt nach Maßgabe 
der Städteordnung vom 31. Mai 1853. beziehungsweiſe der Verordnung vom 
26. September 1867., betreffend die Kreisverfaſſung im Gebiet des Regierungs— 
bezirks Wiesbaden. 

An der Zuſtändigkeit wegen der Verleihung und Feſtſetzung der Präbenden 
in dem mit dem Königlichen großen Hoſpital im Löbenicht zu Königsberg ver⸗ 
bundenen Marienſtift wird durch die Uebertragung der Verwaltung dieſes Hoſpi⸗ 


tals an den Provinzialverband von Preußen nichts geändert. 


F. 26. 

Von der durch den F. 1. Nr. 2. des Geſetzes vom 30. April 1873. für Ueberweifung der für 

die Durchführung der Kreisordnung und der zu erlaſſenden ähnlichen Geſetze dis c 
aus den Einnahmen des Staatshaushalts zur Verfügung geſtellten Summe von der Se 


jährlich einer Million Thaler werden vom J. Januar 1876. ab alljährlich: Veifthung gesellen 
1) dem Provinzialverbande von Poſe 2008. 220,317 Mark , Kreisſonds an die bes 
297 . Schleswig-Holſtein .... 139,8 0 e eh ee 
BI + VVV 284,076 verbände. 
4) . „ Weſtfalew eee, e 2 194,874 
507105 - der  Nheinprening nu. 333,411 
6) Kommunalvperbande des Regierungsbezirks Kaſſel ..... 91,428 = 
7 . 2 2 . Wiesbaden . 55,146 
dem Staßtfpeife Frankfurt aß M Mee 22: 102. PUR 6,798 : 
9) „ Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande 8,898 „ 


überwieſen, um dieſelben bis zum Erlaſſe weiterer geſetzlicher Beſtimmungen 
über deren Verwendung zinsbar zu belegen, oder zu den in den §§. 4. 13. 
14. und 20. angegebenen Zwecken zu verwenden. 

Zu gleichem Zwecke werden den genannten Kommunalverbänden aus den 
Kapitalbeſtänden des gemäß F. 5. des Geſetzes vom 30. April 1873. gebildeten 


Fonds am 2. Januar 1876. folgende Summen nebſt den auf dieſelben ent⸗ 
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fallenden Antheilen an den, den Kapitalien bis abi zugewachſenen Zinſen 
überwieſen: 


N En a von Poſen 660,951 u 
Schleswig⸗Holſtein . 407,457 

; . ö ann,, 852,228 

4) . e 584,622 

5) > der he if;); 1,000,233 

* Rommunghieriande 5 Wegtenngebele Kaſſel .. 274,284 

0 . Wiesbaden 165,438 

Sr Stadtkteiſe Baht EN ER Ne 20,394 

9) Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande 26,694 


Die Ueberweiſung der bei den Fonds vorhandenen Effekten 10 in 
Anxechnung auf die für jeden dieſer Verbände ſich ergebende Summe nach dem 
Kurs der Berliner Börſe vom 2. Januar 1876. 


§. 27, 

Scheidet gemäß F. 4. der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. eine 
Stadt aus einem Landkreiſe aus, ſo iſt derjenige Theil der dem letzteren auf 
9 5 der $$. 3. und 4. des Geſetzes vom 30. April 1873. zur Durchführung 
der Kreisordnung überwieſenen Summe, welcher nach dem im F. 2. jenes Geſetzes 
vorgeſchriebenen Maßſtabe auf die ausſcheidende Stadt entfallen würde, nach 
eben dieſem Maßſtabe auf ſämmtliche Landkreiſe der e um zu 
vertheilen und um den hiernach auf jeden Landkreis entfallenden Betrag die 
Dotation deſſelben zu erhöhen. 

Dieſe Beſtimmung findet auch auf die ſeit Erlaß des Geſetzes vom 
30. April 1873. bereits ausgeſchiedenen Städte Anwendung. 


§. 28. 

Die Miniſter der Finanzen, des Innern, der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinalangelegenheiten, für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ſind mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchffiigenihtn ig n Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsruhe, den 8. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
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Anlage zu $. 15. 4 
m ———p— 


. Staats⸗Nebenfonds 
des 
Miniſteriums des Innern. 


f 
2 A, 
mit einem Kapital. | mit einem Jahresbetrage 


beſtande 
von Thalern von Thalern 


Es erhält: Nr. folgende Staats⸗Nebenfonds 


I. Der Provin⸗] 1. den Pferde⸗Demobilmachungsfonds für 


ialverband von den Kreis Memel im Regierungsbezirke 
ken, Königsberg zur Beihülfe der Provinzial⸗ 
Armenpflege für invalide Krieger und 9 
für Wittwen und Waiſen der im Kriege 5 „ 
Geblieb enen 1,525 Thlr. in Staats- 53 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. 
ſchuldſcheinen. N 


2. [den zu gleichem Zwecke beſtimmten De⸗ 95 
mobilmachungsfonds im Regierungs⸗ 1 9 8 
bezirke Gumbinnedennnn 21/564 Thlr. 17 Sgr. 4 Pf. 1,100 Thlr. 

theils in Hypotheken, 

theils in Staatspa⸗ 

pieren, theils baar. 


3. den aus der Vermögensmaſſe des auf- 
ehobenen Kloſters der barmherzigen 
rüder zu Alt⸗Schottland gebildeten 
N f Krankenpflegefonds zur Unterbringung 
ee. unvermögender Kranken des Regierungs⸗ 
A bezirks Danzig in dem ſtädtiſchen Hofpital 9 
1 zu Danzig und zur Unterſtützung ſolcher 8 1 
Kranken in ihrer Heimatgg 15,100 Thlr. 549 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf. 


N 
II. Der Provin-] 4. den aus Beſtänden der ehemaligen Kur⸗ 
5 zialverband von ſächſiſchen Generalbrandkaſſe gebildeten 
a Brandenburg, Fonds zur Unterſtützung Hülfsbedürf⸗ 
5 tiger, deren Gebäude ihrer Feuergefähr⸗ 
105 lichkeit wegen abgeriſſen werden müſſen 70 
. und ſolcher, welche durch Brandunglück 5 
IR oder durch n an ihren Ge⸗ N 
bäuden Schaden erlitten haben, ſowie N N 
ur Unterſtützung armer Gemeinden bei 55 
Infchaffung von Schlauchſpritzen und 0 
a ooften im Regierungsbezirke 5 
Potsdam 6,250 Thlr. in Staats⸗ 190 Thlr. N 
ſchuldſcheinen, 44 Thlr. "AR 
Sgr. 9 Pf. baar. 5 
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mit einem Kapital⸗ 
Es erhält: Nr. folgende Staats⸗Nebenfonds beſtande 


von Thalern 


mit einem Jahresbetrage 
von Thalern 


Bf 5. | den aus Beſtänden der ehemaligen Kur⸗ 
3 ſächſiſchen Generalbrandkaſſe für gleiche 
1 Zwecke gebildeten Fonds im Regierungs⸗ 
bezirke Frankfurt o 1,400 Thlr. in Staats- 54 Thlr. 
papieren. 
6. den Buderſchen Stiftungsfonds zur Unter⸗ 
Kihung 1 1 a; 0 Regierungs⸗ b Se 
i EDS RER Thlr. Sgr. Pf. 
Wie Franffunteg 4,950 — — in Staats- 1,183 Thlr. 
papieren, 
18,318 1 2 in Hypo⸗ 
theken⸗Do⸗ 
kumenten, 
‚160 een 
| [24,028 17.11 
III. Der Provin⸗] 7. den Fonds zu Unterſtützungen bei Brand⸗ 
zialverband von ſchäden und Epidemien im Regierungs⸗ f g 
Schleſien, bezirke Oppeln 450 Thlr. in Staats- | 17 Thlr. 
5 anleihen. 
8. den Fonds zur le durch Ueber⸗ N 
’ ſchwemmung Verunglückter dafelbft.... — 118 Thlr. 
h IV. Der Provin⸗] 9. den aus den Beſtänden der ehemaligen Kur- | 
zialverband von ſächſiſchen Generalbrandkaſſe gebildeten 
Sachſen, Bi zu den unter Nr. 4 angegebenen 555 
Zwecken imRegierungsbezirke Magdeburg] 1,475 Thlr. in Staats- 47 Thlr. 


papieren, 53 Thlr. 21 
Sgr. 3 Pf. baar. 
10. den aus den Beſtänden der ehemaligen Kur⸗ 
ſächſiſchen Generalbrandkaſſe gebildeten 
Swe zu den unter Nr. 4. en N 
Zwecken im Regierungsbezirke Merſeburg] 34,375 Thlr. 1,314 Thlr. 3 Sgr. 9 Pf. 
11. | desgleichen im Regierungsbezirke Erfurt. 6,875 Thlr. in Staats- 265 Thlr. 8 Sgr. 
papieren. 
12, | den General⸗Armenfonds zu Heiligenſtadt 
im Regierungsbezirke Erfurt zur Unter⸗ 5 
ſtützung armer Bewohner des Eichsfeldes — 722 Thlr. 
13.] den Fonds zu außerordentlichen Unter⸗ 
ſtützungen im Regierungsbezirke Merſe⸗ 
burg, ſoweit die Verwaltung deſſelben 
bisher der Abtheilung des Innern der \ ride 
Regierung zu Merſeburg zuftand..... 10,300 Thlr. 466 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf, 
14, den Stift⸗Merſeburger⸗Aeberſchußfonds zu 
Unterſtützungen für die Armenkaſſen 
und Schulen ſowie an Hülfsbedürftige i 5 
| im Stifte Mefebngeccaneeennenn. 24,456 Thlr. 29 Sgr. 2Pf. 757 Thlr. 


1 
1 mit einem Kapital⸗ fenen = 
9 Es erhält: [Nr.“ folgende Staats⸗Nebenfonds beſtande a 5 Aae 
5 von Thalern e 9 


V. Der Provin-] 15. den Eichsfeldſchen General-Armenfonds der 
. zialverband von Provinz Hannover zur Unterſtützung 
1 Hannover, hülfsbedürftiger Bewohner des Eichs⸗ } 
N Fee HV I. a. 3,500 Thlr. 127 Thlr. 15 Sgr. 
16. | den Osnabrückſchen Kornmagazinfonds zur © 
Beförderung gemeinnütziger und wohl 
thätiger Anſtalten im Fürſtenthum Os⸗ 
Habrü kk!!! 33,850 Thlr. Kurant. 960 Thlr. 
17.1 den Bentheimſchen Bataillonsunter⸗ 5 
ſtützungsfonds für Hülfsbedürftige in 7% 
der Grafſchaft Bentheim 1,650 Thlr. Kurant. 71 Thlr. 
18. den Lingenſchen Waiſenkaſſenfonds zur ; 
Unterſtützung von Waiſen in der Nieder 9 
grafſchaft Linge n 10,850 Holländiſche Gul- | 1,111 Thlr. 26 Sgr. 2Pf. 
den, 1,000 Thlr. Gold 2 
und 17,200 Thlr. Kurs Be 
rant. 
f 19. | den Fonds des von Dankelmannſchen ’ 
Legats in Osnabrück zur Unterſtützung 
65 einer reformirten Predigerwittwe der IE 
15 Stadt und Grafſchaft Lingen und 9 
0 zweier anderer Wittw ern 3,200 Holländiſche Gul- | 142 Thlr. 4 Sgr. 1 
| den und 2,200 Thlr. 
a Kurant, 
Vi. Der Brovin- | 20. den allgemeinen Unterſtützungs⸗ und Wohl⸗ 
A zialverband von thätigkeitsfonds für den Regierungs⸗ Hi 
5 Weſtfalen, bezirk Arnsberg Sea 52,825 Thlr. in Hypo- 2,154 Thlr. 18 Sgr. Pf. 
theken und Werthpa⸗ a. 
1 pieren. 
4 i 21.] den Waiſenhausfonds zur Unterſtützung 
5 armer Waiſenkinder reformirter Kon⸗ 
0 feſſion im Kreiſe Siegen des Regierungs⸗ 2 
5 bezirks Arnsberg . . g 7,316 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf.] 247 Thlr. 4 Sgr. 5 Pf. 
je in Hypotheken und ö ei 
11 Werthpapieren. 
BR 
VII. Der kom- 22. den Fonds der Adolfſtiftung in Wiesbaden 
5 munalſtändiſche zur Unterſtützung armer Waiſenkinder 
Verband des Re⸗ beiderlei Geſchlechts Behufs ihrer Aus⸗ 
gierungsbezirks bildung in einem Handwerke oder Ge— x 
15 Wiesbaden, weile 13,580 Thlr. 585 Thlr. 3 Sgr. 
50 
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Es erhält: 


VIII. Der Provin- 
zꝛ!ͤ˖calverband der 
Rheinprovinz, 


mit einem Kapital⸗ 
beſtande 
von Thalern 


23. den Ehrenbreitſteiner allgemeinen Armen⸗ 
fonds im Regierungsbezirke Coblenz .. 15,150 Thlr. 


24. 


ID 
1 


IS 
A 
. 


29. 


30. 


den Polizeiſtrafgelderfonds zur Unter⸗ 
ſtützung verlaſſener Findel⸗ und ver⸗ 
waiſter Kinder ꝛc. für den rechtsrheini⸗ 
ſchen Theil des Regierungsbezirks Coblenz | 3,000 Thlr. 


für den linksrheiniſchen Theil des Regie⸗ 


rungsbezirks Coblen—— 4,500 Thlr. 
für den rheiniſch⸗ rechtlichen Theil des 
Regierungsbezirks Düſſeldorf ...... 4,800 Thlr. rentbar an⸗ 


gelegt und 2,612 Thlr. 
29 Sgr. baar (am 
Schluſſe des Jahres 
1872.) 


für den landrechtlichen Theil des Negie- 
rungsbezirks Düſſeldor ............ 21/916 Thlr. 20 Sgr. 

rentbar angelegt und 
2,097 Thlr. 15 Sgr. 
7Pf. baar (am Schluſſe 
des Jahres 1872.). 

für den Regierungsbezirk Cöln ...... 13,190 Thlr. in Effekten, 
10,968 Thlr. 21 Sgr. 
5 Pf. baar. 


für den Regierungsbezirk Trier ...... 22,400 Thlr. (amSchluſſe 
des Jahres 1872.) 


für den Regierungsbezirk Aachen ...... 16,300 Thlr. in Staats⸗ 
papieren und Eiſen⸗ 
bahn⸗Prioritäten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


mit einem Jahresbetrage 


von Thalern 


575 Thlr. 


3,874 Thlr. 28 Sgr. 
4,485 Thlr. 25 Sgr. 


17,236 Thlr. SSgr. IPf. 


7,509 Thlr. 14 Sgr. 


17,998 Thlr. 4 Sgr. 9Pf. 


13,558 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. 


10,810 Thlr. 19 Sgr. 


